GEMEINDE BAIERBRUNN
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Der Vorsitzende eréffnet um 19:03 Uhr die 6ffentliche Sitzung des Gemeinderates, begruf3t alle
Anwesenden und stellt die ordnungsgemafie Ladung und Beschlussfahigkeit des Gemeinderates
fest. Einwande gegen die Tagesordnung werden nicht erhoben.
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OFFENTLICHE SITZUNG

Bericht des Vorsitzenden

Mitteilung:

1.

3.

4.

Klage gegen Ungiltigkeitserklarung der Gemeinderatswahl

Die Gemeinde Baierbrunn hat beschlussgemali Klage gegen den Bescheid zur
Ungultigkeitserklarung der Gemeinderatswahl Klage eingereicht. Nach Kenntnis der Gemeinde
hat auch mindestens ein betroffenes Gemeinderatsmitglied Klage eingereicht. Die Klage hat
aufschiebende Wirkung, sodass der Gemeinderat zunéchst weiterhin im Amt bleibt.

Sammelbeschaffung des LF10

Der Beschluss des Gemeinderates vom Juli 2026 wurde erfolgreich umgesetzt. Die Gemeinde
Baierbrunn hat die Férderung bei der Regierung von Oberbayern beantragt und im Anschluss
die Bestellung aufgegeben. Mittlerweile liegen sowohl die Auftragsbestatigung als auch der
Forderbescheid in Hohe von 143.000 € vor.

Verzicht auf Beschaffung eines Rangers fiur die Feuerwehr

Im Haushalt 2026 waren 80.000 € fur die Beschaffung eines gelandegangigen
Léschfahrzeuges vorgesehen. Aufgrund der Bestellung des LF10 und aus Riicksicht auf die
Haushaltslage wurde in Abstimmung mit Verwaltung und Feuerwehr das Projekt ausgesetzt.
Die Mittel werden im Jahr 2026 nicht abgerufen. Fur 2027 ist auch keine erneute Einstellung
der Mittel vorgesehen.

Auftragserteilung Betriebsfunk

Der Gemeinderat hatte am 24.06.2025 beschlossen, als Lehre aus dem Blackout-Szenario, fur
die Gemeinde ein Digitalfunksystem zu beschaffen. Hierfliir sind im Haushalt 2026 Mittel in
Hohe von 25.000 € eingestellt.

Nach erfolgten Funkfeldmessungen sieht das Betriebsfunksystem nun vor, dass auf dem
Schlauchturm ein Repeater installiert wird. Dadurch soll die Funkabdeckung im gesamten
Gemeindegebiet sichergestellt sein. Der Auftrag wurde an eine Fachfirma erteilt. Mit ca.
21.000 € liegt das Angebot unter der angesetzten Summe.

Gleichzeitig wird derzeit die Notstromversorgung auf die zweite Fahrzeughalle und den
Schlauchturm erweitert.

Sinn und Zweck des eigenen Betriebsfunks ist die Sicherstellung der Kommunikation der
Gemeinde beim Stromausfall. Im Blackout-Szenario hatte sich gezeigt, dass die
Mobilfunkversorgung bei einem Stromausfall sofort stark eingeschrankt ist. Durch den
Betriebsfunk ist weiterhin eine Kommunikation innerhalb der Gemeinde mdoglich.

Darlber hinaus dient der notstromversorgte Betriebsfunk bei einem langeren Stromausfall als
weitere Rickfallebene auch fur die Feuerwehr. denn nach ca. 72 Stunden ist auch mit einem
Ausfall des Behérden-Digitalfunks zu rechnen.

Die Gemeinde beschafft insgesamt 16 Funkgerate. Diese werden nicht nur im Krisenfall
eingesetzt, sondern sollen auch durch die Gemeindebediensteten (z. B. im Ordnungsamt-
AulRendienst) verwendet werden. Dadurch wird der Umgang mit den Geraten zur Routine.
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10.

Mihlbachquerung — keine Verkehrssicherungspflicht fir Gemeinde

Die Gemeinde Baierbrunn wurde vor einigen Monaten tber einen Sturz an einer Querungshilfe
Uber den Muhlbach informiert. Hierauf brachte die Gemeinde provisorische Warnschilder an
und beauftragte eine spezialisierte Kanzlei mit der Erstellung eines Kurzgutachtens. Dieses
liegt nun vor. Der Gemeinderat erhalt das interne Dokument als nichtoffentliche Anlage. Im
Ergebnis ist die Gemeinde Baierbrunn an der Stelle nicht verkehrssicherungspflichtig. Die
Eigentimer des Grundstiicks und das Landratsamt wurden Uber das Gutachten informiert. Die
provisorischen Schilder hat die Gemeinde zwischenzeitlich wieder entfernt.

Halteverbot ,,Am Klettergarten“

Das beschlossene Halteverbot fir Hanger am Klettergarten wurde umgesetzt. Es wurden zwei
dauerhafte Haltebuchten geschaffen. Zudem wurde ab der geschlossenen Bebauung
(Grundstucksgrenze) das Parken nur fir PKW erlaubt.

Die Schilder wurden bewusst erstmal nur provisorisch angebracht, um die Reaktionen vor Ort
abzuwarten. Die feste Umsetzung ist fir die kommenden Wochen vorgesehen.

Anderungsbescheid zur Schulaufsichtlichen Genehmigung

Auf Feststellung der Schulleitung der Grundschule wurde nach Zuleitung von Anmerkungen
zur Schulaufsichtlichen Genehmigung an die Regierung von Oberbayern, die Anzahl der
forderfahigen Ganztagesplatze von 68 auf 161 nach oben korrigiert. Der geanderte Bescheid
liegt dem Gemeinderat als nichtoéffentliche Anlage vor.

Fahrradwegbeschilderung

Das Landratsamt hatte neue Fahrradwegschilder an die Gemeinden verteilt (siehe auch
Information im KNEMA vom 13.05.2025 und 14.10.2025). Die Hinweisschilder wurden vom
Bauhof zur Vermeidung von Blendung auf der Riickseite foliert und im Gemeindegebiet
montiert. Herzlichen Dank an die durchfiihrenden Bauhofmitarbeiter!

Erneuerung Sirenen

Die bereits seit Uber einem Jahr beauftragte digitale Ansteuerung der Sirenen soll nach
Auskunft der beauftragten Firma in den kommenden Wochen endlich umgesetzt werden.
Mittlerweile liegt auch die Freigabe des Landratsamtes zur Alarmierung im Rahmen des
Katastrophenschutzes vor. Die Sirenen werden damit kiinftig auch beim Warntag ausgelést
und dienen damit der Warnung und der Entwarnung der Bevolkerung.

Anderung Sitzungsbeginn 6ffentliche Gemeinderatssitzung
Ab Oktober 2026 wird der Sitzungsbeginn der 6ffentlichen Gemeinderatssitzungen auf 20:00
Uhr verlegt.

Zur Kenntnis genommen

2 Ordentliche Anfragen
Keine
3 Spontananfragen

GRM Keller: FuRgangerampel an der B11/Hermann-Roth-Stral3e. Dort stehen noch die Baken.
Dies ist eine Sichtbehinderung insbesondere fir kleine Kinder.
Erster Burgermeister: Wird geprdft.
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GRM Dr. Wehr: Wer zahlt die Miete bei Mittendrin? Wer kommt fiir Anzeigen auf?
Erster Blrgermeister: Die Miete zahlt Mittendrin selbst. Der Verein bekommt einen Zuschuss von
der Gemeinde aufgrund einer GR-Entscheidung. Im Isarkurier durfen alle Vereine veréffentlichen.

GRM Maiwald: Weswegen wurde die BaustralRe mittig direkt zur Bebauung an der B 11 angelegt?
Erster Burgermeister: Das war so mit dem Straenbauamt abgestimmt und ist im Gemeinderat
vorgestellt worden.

GRM Nath: Ist die Ampel an der Baustral3e nur provisorisch?
Erster Blrgermeister: Ja, in ein paar Wochen bleibt nur eine Linksabbiegerspur.

GRM Ringlstetter: Maimusi ist enttauscht tber die Ablaufe innerhalb der Gemeinde zu den
Feierlichkeiten insbesondere zu der Wachhtitte. Es soll einen Termin mit der Maimusi hierzu
geben. Spricht sich fir einen Verbleib am jetzigen Standort aus.

Erster Burgermeister: Im alten Gemeinderat wurde im Januar die Errichtung von einer
Sportanlage am jetzigen Standort der Wachhiitte beschlossen. Hierfir werden auch
Bundesfordermittel bereitgestellt. Dieses Projekt hat Prioritat gegeniiber dem dortigen
Wachhuttenstandort.

GRM Martin Martin: Wie ist der Sachstand zu den Kosten des Mittelaltermarktes?
Erster Blrgermeister: Es wurden schon Zahlungen geleistet. Im Oktober folgt eine
Gesamtubersicht.

GRM Martin Martin: Gibt es schon einen Termin mit der Pullacher Birgermeisterin?
Erster Burgermeister: Es fand schon ein Termin zu den Themen Mittelschule und S-Bahn statt.

GRM Martin Martin: Gab es schon einen Termin mit der Bahn?
Erster Blrgermeister: Nein, es finden noch Vorgespréche statt. Die Birgermeister der
Anrainergemeinden stimmen sich aktuell ab. Im Oktober soll es einen Termin geben.

GRM Zwiefelhofer: Wo sind die alten Automaten vom SuB?
Erster Blrgermeister: Der Heil3getrankeautomat soll verkauft werden. Der Kaltgetrankeautomat
wird evtl. an der neuen Umkleide aufgestellt.

GRM Zwiefelhofer: Wann werden die Sportgerate am Bolzplatz aufgestellt?
Erster Burgermeister: Es wird zeithah umgesetzt.

GRM Zwiefelhofer: Sind die gespendeten Banke an der Lindenstral3e schon fertiggestellt?
Erster Blrgermeister: Wird geprift.

GRM Franke: Ergénzung zur Maimusi: Der Verein sollte unterstuitzt werden, mit Lagerplatzen, mit
einem eigenen Standort usw.
Erster Biirgermeister: Es gibt Uberlegungen fir einen Standort an der alten Umkleide.
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GRM Franke: Es gab eine Bitte fir eine Bauhoffiihrung.
Der Geschaftsleiter: Die Bitte wurde an den Bauamtsleiter weitergeleitet. Es wird nochmal
nachgefragt nach dem aktuellen Sachstand.

GRM Willenbrock: AuRert im Zuge der Maismusi-Diskussion Kritik zu den ausgebliebenen
AufrGumarbeiten am Standort.
GRM Willenbrock: Gibt es eine Baumschutzverordnung?

Erster Burgermeister: Nein, wurde im letzten GR abgelehnt.

GRM Kuhn: Hatte gerne einen aktuellen Stand der Betreuungszeiten bei der Mitti inklusive
Veranderungen zu vorher.

Der Kammerer: 64 Anderungen werden am Donnerstag eingearbeitet. Der Sachstand kann zur
nachsten Sitzung vorgelegt werde.

GRM Kuhn: Wie viele Erstklassler haben wir aktuell?

GRM Martin Martin: 27

GRM Kuhn: Leckage in der Turnhalle wurde nicht gefunden. Wiirde die Heizung mit dem Geblase
so bleiben?

Erster Blrgermeister: Wird gepruft.

GRM Maiwald: Hatte positive Eindriicke von der Feier der Maimusi.

Zur Kenntnis genommen

4 Genehmigung der 6ffentlichen Niederschrift vom 21.07.2026

Beschluss: )

Die offentliche Niederschrift vom 21.07.2026 wird mit folgenden Anderungen genehmigt.

e Seite 4: Das Sitzungsende wurde Uber 23 Uhr hinaus fortgesetzt. Die Zahl der Anwesenden
betrug 16.

Einstimmig beschlossen
Ja 14 Nein 0 Anwesend 15 Persdnlich beteiligt 0

Abstimmungsvermerke:
Enthaltung GRM Kuhn aufgrund von Abwesenheit in der protokollierten Sitzung.

5 Vorlage der Jahresrechnung 2025

Sachverhalt:

Der Jahresabschluss dient gem. Art. 102 Abs. 1 Satz GO (Bayerische Gemeindeordnung) als
verpflichtender Nachweis des

o Ergebnisses der Haushaltswirtschaft im abgelaufenen Haushaltsjahr

e Stand des Vermdgens zu Beginn und am Ende des abgelaufenen Haushaltsjahres

o Stand der Verbindlichkeiten zu Beginn und am Ende des abgelaufenen Haushaltsjahres
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Da der Haushalt der Gemeinde Baierbrunn nach den Grundséatzen der Kameralistik gefuhrt wird,
erfolgt der Jahresabschluss durch die Erstellung der Jahresrechnung, welche aus dem
kassenmaRigen Abschluss und der Haushaltsrechnung gem. Art. 102 Abs. 1 Satz 3 GO besteht.

Die Jahresrechnung wird durch den Rechenschaftsbericht zusatzlich erlautert (Art. 102 Abs. 1 Satz
4 GO). Der Rechenschaftsbericht wird vom Kammerer erlautert und ist der Vorlage beigefugt.

Der Erste Blrgermeister hat als Leiter der Verwaltung (Art. 46 Abs. 1 Satz 1 GO) gegeniber dem
Gemeinderat Rechenschaft Giber die Ausfiihrung des Haushaltsplans abzulegen. Grundsatzlich ist
der Erste BlUrgermeister verantwortlich, dass die vorlaufige Jahresrechnung binnen sechs Monate
nach Ablauf eines jeden Haushaltsjahrs — zum 30. Juni des Folgejahres — dem Gemeinderat
vorgelegt wird, Art. 102 Abs. 2 GO.

Wie in der Gemeinderatssitzung am 30.06.2026 informiert, konnte die Jahresrechnung aufgrund
des Wechsels in der Kassenverwaltung nicht rechtzeitig erstellt werden.

Die Jahresrechnung 2025 wurde 27.08.2026 und damit nicht rechtzeitig erstellt. Die
Jahresrechnung ist dieser Vorlage beigeflgt.

Nach Vorlage der Jahresrechnung erfolgt die értliche Rechnungspriufung (Art. 103 Abs. 1 GO). Die
ortliche Prifung der Jahresrechnung ist innerhalb von zwolf Monaten nach Abschluss des
Haushaltsjahres durchzufiihren (Art. 103 Abs. 4 GO).

Beschluss:

Der Gemeinderat nimmt gem. Art. 102 Abs. 2 Gemeindeordnung fir den Freistaat Bayern
(Gemeindeordnung — GO) das vorlaufige Rechnungsergebnis der Jahresrechnung 2025 zur
Kenntnis und beauftragt die Verwaltung, die ortliche Rechnungsprifung gem. Art. 103 GO zu
veranlassen.

Mehrheitlich beschlossen
Ja 14 Nein 1 Anwesend 15 Persdnlich beteiligt O

6 Hochsicherheitspoller fur das Marktgelande: Grundsatzentscheidung

Sachverhalt:

Das Marktgeldnde wird regelmaRig fir unterschiedliche Veranstaltungen und Nutzungen in
Anspruch genommen. Neben dem wdéchentlichen Markt findet dort insbesondere der
Christkindlmarkt statt. Fur diese Veranstaltungen kann er sinnvoll sein, die Zufahrten zum
Marktgelande zeitweise wirksam gegen unberechtigtes Befahren zu sichern.

Aus Sicht der Verwaltung bietet hier eine fest installierte, automatisch versenkbare
Hochsicherheitspolleranlage die Méglichkeit, die erforderliche Zufahrtskontrolle dauerhaft und mit
deutlich geringerem manuellem Aufwand zu organisieren.

Die Poller kdnnten bei normalem Betrieb vollstandig abgesenkt werden und wirden das
Marktgelande damit nicht dauerhaft beeintrachtigen. Bei Bedarf kdnnten sie automatisiert
ausgefahren und damit die Zufahrt fir den allgemeinen Fahrzeugverkehr gesperrt werden.
Berechtigte Fahrzeuge, insbesondere Einsatzfahrzeuge sowie Fahrzeuge von Marktbeschickern
und Veranstaltern, kénnten tber ein geeignetes Steuerungs- bzw. Berechtigungssystem weiterhin
Zugang erhalten.
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1. Nutzung fur den woéchentlichen Markt
Der wochentliche Markt fiihrt regelméRig zu einem erhdhten Ful3gangeraufkommen auf dem
Marktgelande. Gleichzeitig besteht ein berechtigtes Interesse daran, den Fahrzeugverkehr auf
das notwendige Mal3 zu beschranken.

Eine fest installierte Polleranlage wurde ermdglichen, die Zufahrt zum Marktgel&nde zu den
jeweiligen Marktzeiten zuverlassig zu steuern. Nach Ende des Marktes kénnten die Poller
automatisch abgesenkt und die Flache wieder fur den erforderlichen Fahrzeugverkehr
freigegeben werden.

Damit kénnte inshesondere das bisher erforderliche Auf- und Abbauen beziehungsweise
Umsetzen mobiler Sperrelemente reduziert werden.

2. Absicherung des Christkindlmarktes
Eine besondere Bedeutung hat die Mal3nahme fiir den jahrlich stattfindenden Christkindlmarkt.
Bei groReren Veranstaltungen und insbesondere bei Weihnachtsmarkten kommt dem Schutz
vor unberechtigtem Befahren der Veranstaltungsflache eine besondere Bedeutung zu. Die
Absicherung muss dabei so erfolgen, dass Fahrzeuge nicht unkontrolliert in den
Veranstaltungsbereich gelangen kdnnen, gleichzeitig aber notwendige Zufahrten fir
Feuerwehr, Rettungsdienst, Polizei, Marktbeschicker, Lieferverkehr und sonstige Berechtigte
gewabhrleistet bleiben.

3. Vorteile gegentiber mobilen Sperrelementen
Aus Sicht der Verwaltung sprechen insbesondere folgende Gesichtspunkte fur die weitere
Verfolgung einer fest installierten Lésung:
o dauerhafte und zuverlassige Absicherung der Zufahrten,
flexible Nutzung des Marktgelandes aufRerhalb der Veranstaltungszeiten,
schnelle und kontrollierte Offnung fir berechtigte Fahrzeuge,
Mdglichkeit einer Einbindung von Feuerwehr und Rettungsdienst,
Verbesserung der organisatorischen Ablaufe bei wiederkehrenden Veranstaltungen,
Nutzung der Anlage sowohl fiir den wdchentlichen Markt als auch fiir den Christkindimarkt
und weitere Veranstaltungen.

Die konkrete Ausgestaltung muss in Abstimmung mit den zustandigen Sicherheits- und
Rettungsbehdorden erfolgen.

4. Erste Kostenschatzung
Fir die weitere Betrachtung wird derzeit von einer Anlage mit ca. 7-8 automatisch
versenkbaren Hochsicherheitspollern ausgegangen.

Bei der Recherche aktueller Marktangebote zeigen sich erhebliche Preisunterschiede abhéngig
von Sicherheitsklasse, Bauart, Hohe, Durchmesser, Steuerung und Ausstattung.

Ein aktuell angebotenes hydraulisches Hochsicherheitsmodell der K12-Klasse mit einer
Pollerhéhe von 1.200 mm wird beispielsweise mit rund 24.600 € brutto pro Poller angeboten.
Das Modell ist nach IWA 14-1 zertifiziert und fur einen Durchbruchschutz von 7,2 t bei 80 km/h
ausgelegt.

Bei acht Pollern ergibt dies bereits fir die Pollerkdrper eine Grol3enordnung von rund:

8 x 24.600 € = ca. 197.000 € brutto

Hinzu kommen unter anderem:

e Steuerungs- und Schalttechnik,

e Hydraulik-/Antriebstechnik,

e Stromversorgung und elektrische Arbeiten,
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Tiefbau und Herstellung der erforderlichen Fundamente,

Entwasserung,

Wiederherstellung der Oberflache bzw. Pflasterflachen,
Leitungsarbeiten,

Baustelleneinrichtung und Verkehrssicherung,

Inbetriebnahme und Programmierung,

gegebenenfalls Planung und statische bzw. technische Untersuchungen.

Die tatsachlichen Kosten fir diese Positionen hangen in erheblichem Umfang von den 6rtlichen
Verhdltnissen ab. Insbesondere vorhandene Versorgungsleitungen, die Beschaffenheit des
Untergrunds und der erforderliche Umfang der Tiefbauarbeiten konnen die Kosten deutlich
beeinflussen.

Vor diesem Hintergrund erscheint fur die hier zunachst angenommene Gréf3enordnung von
acht Hochsicherheitspollern ein vorlaufiger Gesamtansatz von rund 300.000 € als
angemessene Grof3enordnung fir die Haushaltsplanung.

Grobe Kosteneinordnung

Position Grobe Grol3enordnung
ca. 8 Hochsicherheitspoller ca. 197.000 €
Steuerung, Elektro-/Antriebstechnik ca. 20.000-30.000 €

Tiefbau, Fundamente, Entwasserung, Oberflachen ca. 40.000-60.000 €
Planung, Inbetriebnahme, sonstige Nebenkosten ca. 10.000-20.000 €
vorlaufige Gesamtgrofle ca. 270.000-310.000 €

Hinweis: Bei diesen Betragen handelt es sich ausdriicklich um eine grobe Kostenschatzung fur
die erste Haushalts- und Grundsatzentscheidung. Es liegt bislang keine standortbezogene
Planung und kein konkretes Angebot flir das Marktgelande vor. Die tatsachlichen Kosten
kénnen daher sowohl niedriger als auch héher ausfallen.

Fir die Haushaltsplanung wird deshalb zun&chst ein Betrag von 300.000 € als vorsorglicher
Ansatz vorgeschlagen.

5. Folgekosten
Neben den Investitionskosten sind laufende Kosten fur Wartung, Prifung und gegebenenfalls
Reparaturen zu bericksichtigen.
Insbhesondere hydraulische Hochsicherheitspoller sind technisch anspruchsvolle Anlagen und
mussen regelmafig gewartet werden. Kommunale Erfahrungswerte zeigen, dass hierftr
laufende Kosten entstehen kdnnen. In einer aktuellen kommunalen Planung wurden
beispielsweise jahrliche Wartungskosten von rund 9.100 € fur entsprechende hydraulisch
versenkbare Hochsicherheitspoller angesetzt.

Die konkreten jahrlichen Folgekosten fur die hier vorgesehene Anlage kdnnen erst nach
Festlegung des Systems und Abschluss eines Wartungsvertrages belastbar ermittelt werden.

6. Weiteres Vorgehen
Mit dem vorliegenden Beschluss soll zunéchst keine abschlielRende Investitions- oder
Vergabeentscheidung getroffen werden.

Vielmehr soll der Gemeinderat zun&chst grundséatzlich entscheiden, ob die Verwaltung die

Mdglichkeit einer fest installierten Hochsicherheitspolleranlage fir das Marktgeléande
weiterverfolgen soll und ob hierfir entsprechende Haushaltsmittel eingeplant werden.
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2.

Nach einer positiven Grundsatzentscheidung sollen insbesondere folgende Punkte weiter
untersucht werden:

1. Festlegung der technisch sinnvollen Pollerstandorte,

2. Prufung vorhandener Versorgungsleitungen und des Untergrundes,

3. Festlegung der erforderlichen Sicherheitsklasse,

4. Priufung der Anzahl der tatséchlich bendtigten Poller,

5. Entwicklung eines Bedien- und Zufahrtskonzeptes,

6. Abstimmung mit den Sicherheitsbehoérden,

7. Prufung der Moglichkeiten fur eine automatisierte bzw. berechtigungsgesteuerte Zufahrt,
8. Ermittlung der konkreten Tiefbau- und Anschlusskosten,

9. Einholung belastbarer Angebote,

10. Ermittlung der laufenden Wartungs- und Betriebskosten.

Auf dieser Grundlage soll dem Gemeinderat zu einem spéateren Zeitpunkt eine erneute Vorlage
mit einer konkreten Planung, einer belastbaren Kostenberechnung und einem abschliel3enden
Umsetzungs- und Vergabevorschlag vorgelegt werden.

Finanzielle Auswirkungen

Fur die weitere Planung und die mdgliche Umsetzung der MaBhahme soll vorsorglich ein
Investitionsansatz von bis zu 300.000 € in den Haushalt 2027 aufgenommen werden.
Dieser Betrag stellt ausdriicklich keine Kostenfestsetzung und keine Vergabeerméchtigung
dar, sondern dient zun&chst der Sicherstellung einer entsprechenden haushalterischen
Perspektive.

Die endgultige Mittelbereitstellung und die Durchfiihrung der Investition stehen unter dem
Vorbehalt einer erneuten Entscheidung des Gemeinderates nach Vorlage der konkreten
Planung und Angebote.

Einschéatzung der Verwaltung

Aus Sicht der Verwaltung ist die weitere Verfolgung der MaBnahme sinnvoll.

Das Marktgelande wird regelmaflig und dauerhaft fur den wochentlichen Markt genutzt und
stellt dariiber hinaus mit dem Christkindlmarkt einen wichtigen Veranstaltungsort dar. Eine fest
installierte und automatisch steuerbare Hochsicherheitspolleranlage kdnnte deshalb mehrfach
im Jahr und nicht nur fir eine einzelne Veranstaltung genutzt werden.

Gegentber einer ausschlie3lich mobilen Absicherung bietet eine fest installierte Lésung den
Vorteil, dass die erforderliche Infrastruktur dauerhaft vorhanden ist und die Absicherung mit
deutlich geringerem wiederkehrendem organisatorischem Aufwand erfolgen kann.

Die relativ hohen Investitionskosten sind dabei gegen den mehrfachen und langfristigen
Nutzen der Anlage sowie gegen den organisatorischen und personellen Aufwand einer
wiederkehrenden mobilen Absicherung abzuwéagen.

Beschluss:
1.

Das Marktgelande soll kunftig grundsatzlich durch eine fest installierte, automatisch
versenkbare Hochsicherheitspolleranlage gegen unbefugtes Befahren geschuitzt werden.

Die Verwaltung wird beauftragt, die konkrete technische und bauliche Umsetzung zu prifen.
Hierzu sollen insbesondere die geeigneten Standorte, die erforderliche Anzahl und Ausfihrung
der Poller, die Steuerungs- und Bedienmdglichkeiten sowie die Einbindung von berechtigten
Nutzern untersucht werden.

Die Verwaltung wird beauftragt, auf Grundlage dieser Priifung konkrete Angebote einzuholen
und dem Gemeinderat zu einem spateren Zeitpunkt eine detaillierte Beschlussvorlage Uber die
Umsetzung und Vergabe vorzulegen.

Fur die weitere Planung und die gegebenenfalls erforderliche Umsetzung soll im Haushalt ein
vorlaufiger Ansatz in Héhe von bis zu 300.000 € vorgesehen werden. Die Veranschlagung
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erfolgt ausdricklich auf Grundlage einer ersten groben Kostenschéatzung und stellt noch keine
Vergabe- oder Ausfihrungsentscheidung dar.

5. Uber die tatséachliche Durchfiihrung der MaRnahme sowie die konkrete Hohe der hierfir
erforderlichen Mittel entscheidet der Gemeinderat nach Vorlage der weiteren Planungen und
belastbarer Angebote erneut.

Mehrheitlich abgelehnt
Jal Nein 14 Anwesend 15 Personlich beteiligt O

7 Verkehrssituation auf dem Gehweg der Buchenstralie

Sachverhalt:

1. Sachverhalt
Bei der Gemeinde ist eine Burgeranregung zur Verkehrssituation auf dem FuRgangerweg der
Buchenstral3e auf Hohe Hausnummer 23a eingegangen.

Der Burger weist darauf hin, dass auf dem betreffenden Gehweg regelméaRig Radfahrer mit aus
seiner Sicht Gberhdhter Geschwindigkeit fahren. Hierdurch bestehe insbesondere fiir
FuRganger, Kinder und &ltere Menschen ein erhthtes Unfallrisiko.

Angeregt wird die Prufung und Umsetzung einer baulichen Mal3nahme, beispielsweise durch
Poller, Fahrbahnschwellen oder sonstige geeignete Malinahmen. Ziel soll es sein, das
Radfahren auf dem betreffenden Abschnitt zu unterbinden bzw. die Geschwindigkeit der
Radfahrer zu reduzieren. Gleichzeitig soll die ungehinderte Nutzung des Weges durch
FuRganger, insbesondere Personen mit Kinderwagen oder Rollstuhl, gewéhrleistet bleiben.

Die betreffende Ortlichkeit ist derzeit mit dem Verkehrszeichen 239 ,Gehweg* beschildert.

2. Stellungnahme der Polizei
Die Polizeiinspektion hat die Situation im Rahmen eines Ortstermins am 04.08.2026
gemeinsam mit der Gemeinde Baierbrunn besichtigt und hierzu Stellung genommen.

Nach Einschatzung der Polizei sind Bodenschwellen an dieser Stelle kritisch zu bewerten. Fir
ungelbte Radfahrer und insbesondere fur Nutzer von E-Bikes kdnnen Bodenschwellen ein
erhohtes Sturzrisiko darstellen. Zudem kénnen sie eine Stolper- bzw. Gefahrenstelle fir andere
Verkehrsteilnehmer darstellen. Nach den Erfahrungen der Polizei wurden in einer
Nachbargemeinde Bodenschwellen wieder entfernt, nachdem es vermehrt zu Verkehrsunfallen
mit Radfahrern gekommen war.

Daruber hinaus stellen Bodenschwellen ein zusatzliches Hindernis fur Rollstuhlfahrer und
Personen mit Kinderwagen dar.

Nach Einschéatzung der Polizei durfte die Zahl der Radfahrer, die den mit Zeichen 239
~.Gehweg“ beschilderten Abschnitt unzulassig befahren, tGiberschaubar sein. Es handelt sich
Uberwiegend um einen von Anwohnern genutzten Weg. Bei der zustandigen Polizeidienststelle
liegen bislang keine Beschwerden tber die Situation vor. In den vergangenen zehn Jahren
wurden zudem keine Verkehrsunfélle in diesem Bereich registriert.

Die Polizei weist darauf hin, dass das Zusatzzeichen ,Radfahrer absteigen” (Zeichen 1012-32)
an dieser Stelle nicht zul&assig ist, da es sich um einen Gehweg handelt.

Als mégliche Alternative wurde beim Ortstermin vorgeschlagen, unter dem Verkehrszeichen
239 das Zusatzzeichen 1022-10 ,Radfahrer frei“ anzubringen.
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Durch die Freigabe des Gehwegs fur den Radverkehr dirfen Radfahrer den Gehweg
benutzen, sind dort jedoch lediglich ,zu Gast®. Sie mussen insbesondere auf den
FuRgangerverkehr Ricksicht nehmen. Ful3géanger dirfen durch Radfahrer weder gefahrdet
noch behindert werden.

Die Polizei weist auf3erdem darauf hin, dass bereits aufgrund der allgemeinen Vorschriften
Ausnahmen fur Kinder bestehen. Kinder bis zum vollendeten achten Lebensjahr miissen
grundsatzlich den Gehweg benutzen, soweit kein baulich von der Fahrbahn getrennter Radweg
vorhanden ist. Kinder bis zum vollendeten zehnten Lebensjahr dirfen den Gehweg ebenfalls
mit dem Fahrrad benutzen. Eine geeignete Aufsichtsperson ab 16 Jahren darf ein Kind bis zum
vollendeten achten Lebensjahr auf dem Gehweg mit dem Fahrrad begleiten.

3. Bewertung der Verwaltung
Aus Sicht der Verwaltung ist zunachst festzustellen, dass die von dem Burger beschriebene
Situation grundsétzlich nachvollziehbar ist und das Anliegen einer sicheren Nutzung des
Gehweges durch FuRganger berlcksichtigt werden sollte.

Gleichzeitig liegen nach derzeitigem Kenntnisstand keine konkreten Hinweise auf eine
besondere Gefahrenlage vor. Insbesondere wurden nach Mitteilung der Polizei in den
vergangenen zehn Jahren keine Verkehrsunfélle an der betreffenden Stelle registriert. Auch
Beschwerden (ber eine problematische Situation sind bei der zustandigen Polizeidienststelle
bislang nicht eingegangen.

Die von der Polizei dargestellten Nachteile von Bodenschwellen sprechen zudem gegen eine
bauliche MaRhahme in Form von Schwellen. Diese kdénnten insbesondere fiir Radfahrer,
Rollstuhlfahrer und Personen mit Kinderwagen zusatzliche Gefahren bzw. Behinderungen
schaffen.

Auch Poller sind kritisch zu bewerten. Sie kdnnen zwar das Befahren des Gehweges durch
Radfahrer erschweren, stellen jedoch zugleich ein Hindernis fir die Gbrigen Nutzer des Weges
dar. Insbesondere ist darauf zu achten, dass die erforderliche Durchgangsbreite fur Rollstihle,
Kinderwagen und sonstige Mobilitatshilfen erhalten bleibt.

Die von der Polizei vorgeschlagene Anbringung des Zusatzzeichens 1022-10 ,Radfahrer frei®
stellt demgegentiber eine verkehrsrechtlich mogliche Losung dar. Dadurch wird das Befahren
des Gehweges durch Radfahrer ausdriicklich zugelassen. Gleichzeitig gelten fir den
Radverkehr besondere Rucksichtnahmepflichten gegeniiber dem Ful3gé&ngerverkehr.

Allerdings wirde diese MalRBhahme das vom Biirger geschilderte Problem des zu schnellen

Radfahrens nicht unmittelbar I6sen. Sie konnte jedoch zu einer klareren und rechtssicheren
Regelung der Nutzung des Weges beitragen.
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Beschluss:
Die Verwaltung wird beauftragt, an der Seite der Einmindung zum Schulweg eine bewegliche

winterdiensttaugliche Halbschranke zu errichten.

Mehrheitlich beschlossen
Ja 11 Nein 4 Anwesend 15 Personlich beteiligt O
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8 UberplanméaRige bzw. auRerplanmaRige Ausgaben — Haushaltsstelle
0.13000.5500 ,,Haltung von Fahrzeugen*

Sachverhalt:
Im Haushaltsplan 2026 wurden fiur die Haushaltsstelle 0.13000.5500 ,Haltung von Fahrzeugen®
Mittel in H6he von 20.000 € veranschlagt.

Im laufenden Haushaltsjahr hat sich bereits eine deutlich h6here Belastung ergeben. Nach dem
aktuellen Kontoauszug belaufen sich die gebuchten bzw. bereits veranlassten Aufwendungen auf
rund 47.000 €. Damit wird der Haushaltsansatz derzeit um rund 27.000 € tGberschritten

Die Uberschreitung ist im Wesentlichen auf mehrere ungeplante Reparatur- und
Wartungsmafinahmen an Feuerwehrfahrzeugen und der feuerwehrtechnischen
Fahrzeugausstattung zuriickzufihren. Besonders ins Gewicht fallen dabei unter anderem:
e Reparaturarbeiten am HLF,

Wartungs- und Reparaturarbeiten an der Drehleiter,

Arbeiten am ELW bzw. weiteren Einsatzfahrzeugen,

Reparatur des Lichtmasts nach einem Schadensfall,

Reparaturen am Stromerzeuger des TLF,

weitere laufende Reparaturen, Wartungen, Prifungen und Ersatzbeschaffungen.

Die einzelnen Buchungen zeigen, dass sich die Mehraufwendungen nicht auf einen einzelnen
aulRergewohnlichen Vorgang beschranken, sondern aus einer Vielzahl notwendiger MalZnahmen
im laufenden Betrieb ergeben. Die Geschaftsleitung hat hierzu bereits festgestellt, dass die
Abweichung grundsatzlich erklarbar und aus Sicht des laufenden Feuerwehrbetriebs nicht
vermeidbar war.

Zusatzlich wurde Ende August mitgeteilt, dass beim alten Fahrzeug 55/1 die Turverkleidung
aufgrund abgebrochener Halterungen erneuert werden muss. Die hierfur erwarteten Kosten
werden auf etwa 1.500 € geschéatzt und sind bei der weiteren Haushaltsentwicklung zu
berticksichtigen.

Einordnung der Mehraufwendungen

Die erhthte Belastung ist insbesondere vor dem Hintergrund des Alters und des Zustands
einzelner Einsatzfahrzeuge zu sehen. Bei Feuerwehrfahrzeugen sind Reparaturen und
Wartungsmafinahmen nicht beliebig aufschiebbar, da die Einsatzbereitschaft und
Betriebssicherheit der Fahrzeuge jederzeit gewahrleistet sein missen.

Parallel wurden bzw. werden Neuanschaffungen bzw. Ersatzbeschaffungen vorgenommen. Damit
wird das Ziel verfolgt, altere und reparaturanfallige Fahrzeuge bzw. Ausstattungen schrittweise zu
ersetzen und dadurch mittel- bis langfristig den Reparatur- und Wartungsaufwand zu reduzieren.

Die aktuelle Uberschreitung ist daher auch als Teil einer Ubergangsphase zu betrachten.
Kurzfristig entstehen durch den bestehenden Fahrzeugbestand noch erhghte Unterhaltskosten,
wahrend durch die Erneuerung des Fuhrparks perspektivisch eine Entlastung bei Reparatur und
Wartung erwartet wird.

Dennoch ist auch ein neu beschafftes Fahrzeug wie die Drehleiter ist nicht wartungs- und
reparaturfrei. Gerade bei einem hochkomplexen Einsatzfahrzeug fallen unabhéangig vom Alter
regelmafige Wartungs-, Prifungs- und Instandhaltungsarbeiten an; zudem kénnen auch bei einem
neuen Fahrzeug unvorhergesehene Defekte oder Schaden auftreten. Die nun angefallenen Kosten
an der neuen Drehleiter sind daher nicht als Hinweis darauf zu verstehen, dass die Gemeinde mit
einer Weiterverwendung der alten Drehleiter glnstiger gefahren wére. Vielmehr war die
Ersatzbeschaffung eine notwendige Investition in die langfristige Sicherstellung der
Einsatzbereitschaft. Ziel der Neuanschaffung ist insbesondere, die mit zunehmendem Alter des
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bisherigen Fahrzeugs verbundenen héheren Reparatur- und Instandhaltungsrisiken sowie
Ausfallzeiten kiinftig zu reduzieren. Dass auch ein neues Fahrzeug laufende Unterhaltskosten
verursacht, steht diesem Ziel nicht entgegen.

Entwicklung 2026

Position Betrag
Haushaltsansatz 2026 20.000 €
Aktuelle Belastung / Soll-Betrége ca. 47.100 €
derzeitige Uberschreitung ca. 27.100 €
voraussichtlicher zusatzlicher Aufwand ca. 1.500 €
erwartete Gesamtbelastung 2026 ca. 48.600 €

Kunftige Haushaltsveranschlagung

Um bei vergleichbaren Entwicklungen nicht bereits bei geringfligigen weiteren Abweichungen
erneut eine Befassung des Gemeinderats erforderlich zu machen, wird vorgeschlagen, den
Haushaltsansatz fir die Fahrzeughaltung der Feuerwehr kiinftig deutlich héher anzusetzen.
Aus heutiger Sicht erscheint ein neuer Ansatz von 60.000 € sachgerecht. Damit wird der
bisherige Ansatz von 20.000 € verdreifacht und zugleich ein ausreichender Puffer fur
unvorhersehbare Reparaturen, Wartungen, Priifungen und kleinere Ersatzbeschaffungen
geschaffen.

Der hohere Ansatz ist ausdriicklich nicht als Erwartung einer dauerhaft gleich hohen tatséachlichen
Belastung zu verstehen. Vielmehr soll er den schwankenden und nur eingeschrankt planbaren
Aufwand der Feuerwehrfahrzeughaltung realistisch abbilden und unnétige unterjahrige
Haushaltstiberschreitungen vermeiden.

Information des Gemeinderats

Uberschreitungen von Haushaltsansatzen werden grundsétzlich im Rahmen des
Jahresabschlusses des Folgejahres zusammenfassend dargestellt und dem Gemeinderat zur
Kenntnis bzw. Genehmigung vorgelegt.

Im vorliegenden Fall soll hiervon bewusst abgewichen und der Gemeinderat bereits unterjahrig
und proaktiv informiert werden. Hintergrund ist die ungewdhnlich deutliche Abweichung vom
Haushaltsansatz sowie die besondere 6ffentliche und politische Bedeutung der Fahrzeughaltung
der Feuerwehr.

Mit der friihzeitigen Information soll transparent dargestellt werden, wodurch die
Mehraufwendungen entstanden sind, welche MalRnahmen bereits ergriffen wurden und wie die
Gemeinde kinftig mit derartigen Entwicklungen umgehen mdchte.

Fir die kiinftige Haushaltsplanung wird der Haushaltsansatz nochmal Giberprift und ggf. in
geadnderter HOhe vorgelegt.

Beschluss:

1. Der Gemeinderat nimmt die Ausfiihrungen zur Entwicklung der Haushaltsstelle 0.13000.5500
»Haltung von Fahrzeugen® zur Kenntnis.

2. Die auf der Haushaltsstelle im Haushaltsjahr 2026 bereits entstandenen bzw. veranlassten
Uberplanmafigen Ausgaben in Héhe von voraussichtlich rund 28.600 € gegentber dem
Haushaltsansatz von 20.000 € werden genehmigt. Soweit einzelne Ausgaben
haushaltsrechtlich als auR3erplanmafiige Ausgaben einzuordnen sind, werden diese ebenfalls
entsprechend genehmigt.
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3. Die Verwaltung wird erméchtigt, die auf der Haushaltsstelle im Haushaltsjahr 2026 noch
erforderlichen Mittel bis zu einer Gesamtbelastung von 60.000 € bereitzustellen.

Einstimmig beschlossen
Ja 15 Nein 0 Anwesend 15 Persdnlich beteiligt O

9 Interne Aufarbeitung der Kommunalwahl 2026 und organisatorische
Vorbereitung der anstehenden Nachwahl bzw. Neuwahl

Sachverhalt:

Anlass
Die Gemeinderatswahl der Gemeinde Baierbrunn vom 8. Méarz 2026 wurde mit Bescheid des
Landratsamtes Miunchen vom 16. Juli 2026 fr ungiltig erklart.

Die rechtliche Auseinandersetzung tber die Unglltigerklarung ist von der Frage der internen
Organisation der Gemeindeverwaltung zu trennen. Gegenstand dieser Vorlage ist ausdriicklich
nicht die rechtliche Bewertung der zur Ungdltigerklarung fihrenden Vorgénge und auch nicht die
Bewertung des Handelns einzelner Wahlvorschlagstrager.

Die Gemeinde hat vielmehr Anlass, die eigenen organisatorischen Ablaufe bei der Vorbereitung
und Durchfiihrung von Wahlen kritisch zu betrachten.

Die Verwaltung mdchte dabei bewusst einen selbstkritischen Ansatz verfolgen. Unabhangig davon,
wodurch die Unguiltigerklarung rechtlich ausgelost wurde, stellt sich fur die Gemeindeverwaltung
die Frage, ob die eigenen organisatorischen Strukturen so aufgestellt waren, dass sie einer Wahl
von der GroRRe und rechtlichen Bedeutung einer Gemeinderatswahl dauerhaft ausreichend gerecht
werden konnten.

Die Kommunalwahl 2026 hat gezeigt, dass mehrere unglinstige Rahmenbedingungen
zusammengetroffen sind. Dies betrifft insbesondere die personelle Organisation der Wahlleitung
(inklusive Stellvertretung), die Belastungssituation der Verwaltung und die starke Konzentration
von Wissen und Verantwortung auf wenige Personen.

Aus diesen Erfahrungen sollen nun konkrete Konsequenzen gezogen werden.

Ziel dieser Vorlage ist daher,

o die internen organisatorischen Schwachstellen offen anzusprechen,

die daraus gezogenen Lehren darzustellen,

bereits eingeleitete Verbesserungsmalnahmen zu erlautern,

die kiinftige Organisation des Wahlamtes zu starken und

insbesondere eine grundsatzliche Willensbildung des Gemeinderats zur zukinftigen Besetzung
der Wahlleitung herbeizufthren.

Grundsétzliche Haltung der Verwaltung
Die Verwaltung halt es fir wichtig, die Aufarbeitung der Kommunalwahl 2026 nicht als Suche nach
einer einzelnen Ursache oder nach einem Verantwortlichen zu verstehen.

Verwaltungsarbeit funktioniert in der Regel nicht deshalb zuverlassig, weil einzelne Personen
besonders engagiert sind. Sie muss vielmehr so organisiert sein, dass auch bei hoher
Arbeitsbelastung, Urlaub, Krankheit, Personalwechsel oder aul3ergewdhnlichen zusétzlichen
Aufgaben die wesentlichen Verfahren sicher funktionieren.
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Genau hier liegt eine wesentliche Lehre aus der Kommunalwahl 2026. Im Jahr 2026 sind mehrere
auf3ergewohnliche Belastungen zusammengekommen. Neben der Kommunalwahl war die
Gemeinde durch das 1250-jahrige Gemeindejubilaum mit einer Vielzahl zusatzlicher
Veranstaltungen und organisatorischer Aufgaben erheblich gefordert.

Diese Situation erklart einen Teil der Belastung. Sie soll aber ausdriicklich nicht als Entschuldigung
verstanden werden. Denn eine belastbare Verwaltungsorganisation muss auch mit besonderen
Belastungssituationen umgehen kénnen.

Die Verwaltung mdchte damit ausdrtcklich Verantwortung fir ihren eigenen Organisationsbereich
Ubernehmen.

Die Wahlleitung als besondere Verwaltungsaufgabe
Die Wahlleitung einschlief3lich ihrer Vertretung ist keine gewoéhnliche zuséatzliche
Sachbearbeitungsaufgabe.

Das Gemeinde- und Landkreiswahlgesetz ordnet die Wahlleitung ausdrucklich als eigenes
Wabhlorgan ein. Der Gemeinderat beruft die Wabhlleiterin bzw. den Wahlleiter fir die
Gemeindewahlen. Als Wabhlleiter kdnnen unter anderem auch Bedienstete der Gemeinde berufen
werden.

Rechtlich ist es daher grundsatzlich moglich, dass eine Fuhrungskraft der Gemeindeverwaltung
zugleich Wabhlleiter ist.

Die Erfahrungen aus der Kommunalwahl 2026 sprechen aus Sicht der Verwaltung dafir, diese
Organisationsform kinftig kritisch zu hinterfragen.

Geschafts- und Hauptamtsleitung und Wahlleitung in einer Person
Bei der Kommunalwahl 2026 wurden die Funktionen des Geschéfts- und Hauptamtsleiters und des
Wabhlleiters von derselben Person wahrgenommen.

Diese Losung hatte einen nachvollziehbaren Vorteil, ndmlich, dass die Geschéftsleitung tber einen
umfassenden Uberblick tber die Verwaltungsorganisation verfiigt, die Zustandigkeiten kennt und
die erforderlichen Abstimmungen innerhalb der Verwaltung unmittelbar vornehmen kann.

Gleichzeitig entsteht dadurch jedoch eine erhebliche Konzentration von Aufgaben und
Verantwortung.

Die Geschéfts- und Hauptamtsleitung ist bereits mit einer Vielzahl von Aufgaben befasst. Hierzu
gehdren insbesondere die Koordination des laufenden Verwaltungsbetriebs, Personal- und
Organisationsfragen, die Vorbereitung von Sitzungen und Gremienangelegenheiten, die
Unterstitzung des Birgermeisters sowie eine Vielzahl kurzfristig auftretender und nicht planbarer
Vorgange.

Die Wahlleitung kommt dabei nicht einfach ,oben drauf*. Sie bringt eigene Fristen, eigene
rechtliche Anforderungen und eigene Entscheidungs- und Kontrollprozesse mit sich. Insbesondere
in der intensiven Phase der Wahlvorbereitung konkurrieren diese Aufgaben mit dem normalen
Tagesgeschaft um dieselbe Arbeitszeit und Aufmerksamkeit.

Das zentrale Problem ist deshalb nicht, dass eine Fihrungskraft grundsatzlich nicht in der Lage

ware, die Wahlleitung wahrzunehmen. Das Problem liegt vielmehr in der gleichzeitigen
Verantwortlichkeit fir mehrere besonders wichtige Aufgabenbereiche.
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Eine Fiuhrungskraft kann in einer solchen Situation gezwungen sein, innerhalb kirzester Zeit
zwischen unterschiedlichen Prioritaten zu wechseln:

einem dringenden Personalthema,

einer Sitzungsvorbereitung,

einer organisatorischen Entscheidung,

einem kurzfristigen Problem im Rathaus,

einem politischen oder kommunalrechtlichen Vorgang

und gleichzeitig einer wahlrechtlich sensiblen Entscheidung.

Gerade bei der Wahlorganisation ist jedoch haufig nicht die einzelne Aufgabe das Problem,
sondern die Summe vieler kleiner, fristgebundener und rechtlich relevanter Vorgénge. Wenn
dieselbe Person gleichzeitig das Tagesgeschaft der Verwaltung verantwortet, entsteht
zwangslaufig ein strukturelles Risiko.

Stellvertretende Wahlleitung bei der Kommunalwahl 2026

Als stellvertretende Wabhlleitung war bei der Kommunalwahl 2026 eine pensionierte ehemalige
Sachbearbeiterin mit langjahriger Verwaltungs- und insbesondere Wahlerfahrung und einem
Beschaftigungsumfang von circa fiinf Wochenstunden eingesetzt. Dabei waren die funf
Wochenstunden ausschlief3lich fur diese Aufgabe vorgesehen.

Die betreffende Person verfligte tiber wertvolles Erfahrungswissen und kannte die Verwaltung aus
eigener Tatigkeit. Rickblickend hat sich jedoch gezeigt, dass die zeitliche Verfligbarkeit von funf
Wochenstunden fiir eine belastbare stellvertretende Wahlleitung zu knapp bemessen war.

Dabei ist nicht allein die Zahl von fiinf Wochenstunden entscheidend. Wesentlich problematischer
war die fehlende kontinuierliche Einbindung in den laufenden Verwaltungsbetrieb. Eine
stellvertretende Wahlleitung sollte nicht nur formal vorhanden sein.

Sie muss jederzeit in der Lage sein, die Aufgabe der Wahlleitung kurzfristig und ohne langere
Ubergabe zu tibernehmen.

Eine Person, die nur wenige Stunden pro Woche in der Verwaltung téatig ist und ansonsten nicht in
den laufenden Verwaltungsbetrieb eingebunden ist, kann diese Funktion nur eingeschrankt als
echte Vertretung ausfullen.

Verkettung mehrerer ungtinstiger Rahmenbedingungen
Die Verwaltung bewertet die Situation der Kommunalwahl 2026 deshalb als Zusammentreffen
mehrerer belastender Faktoren.

Dazu gehdrten insbesondere:

die zusatzliche Wahrnehmung der Wabhlleitung durch die Geschéfts- und Hauptamtsleitung,
die dadurch entstehende Konzentration von Verantwortung und Arbeitsbelastung,

eine nur sehr begrenzt verfugbare stellvertretende Wabhlleitung,

die fehlende kontinuierliche Einbindung dieser Stellvertretung in den Tagesbetrieb,

die hohe rechtliche und formale Komplexitat des Wahlverfahrens,

einige neue und unerfahrene Mitarbeitende im Verwaltungsbetrieb,

die aulRergewdhnliche zusatzliche Belastung der Verwaltung durch das Gemeindejubilaum und
zahlreiche Veranstaltungen sowie

8. die begrenzten personellen Ressourcen einer kleineren Gemeindeverwaltung.

NogosrwNOE

Keiner dieser Punkte fur sich genommen muss zwangslaufig zu einem Problem fihren.

Die eigentliche organisatorische Erkenntnis besteht darin, dass mehrere solcher Faktoren
gleichzeitig auftreten kdnnen. Eine belastbare Organisation muss deshalb gerade gegen diese
Verkettung abgesichert sein.
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Konsequenzen: Wahlorganisation auf mehrere Schultern verteilen

Aus Sicht der Verwaltung muss die wichtigste organisatorische Konsequenz deshalb lauten:
Das Wissen und die Verantwortung fir die Wahl durfen nicht auf einzelne Personen konzentriert
sein.

Fir die kommende Wabhl soll deshalb eine Struktur geschaffen werden, in der mehrere
Mitarbeitende Uber fundierte Kenntnisse der Wahlorganisation verfiigen.

Dabei sollen insbesondere folgende Bereiche abgedeckt werden:
rechtliche Grundlagen des Wahlrechts

Wahlvorschlage

Wabhlerverzeichnis

Briefwahl

Wahlbekanntmachungen

Wahlhelfer und Wahlvorstéande

Organisation der Wahllokale

Wahltag

Ergebnisermittlung

Dokumentation

Fristen und Wiedervorlagen

Kommunikation mit Rechtsaufsicht und anderen beteiligten Stellen

Dabei soll auch fiir den Fall vorgesorgt werden, dass eine einzelne Schlisselperson kurzfristig
ausfallt.

Bereits eingeleitete MalRnahmen

Die Gemeinde hat bereits begonnen, die Organisation fur die kommende Wahl neu aufzustellen.

1. Unterstutzung durch einen erfahrenen ehemaligen Wabhlleiter
Die Gemeinde steht derzeit mit einem ehemaligen, sehr erfahrenen Wabhlleiter in Kontakt.
Dieser hat sich bereit erklart, die Gemeinde bei der Vorbereitung und Durchfiihrung der Wahl
Zu unterstutzen.

Dabei ist ausdrticklich nicht beabsichtigt, Verantwortung nach aufRen zu verlagern. Die
Verantwortung bleibt bei der Gemeinde und den gesetzlich vorgesehenen Wahlorganen.
Vielmehr soll externes Erfahrungswissen genutzt werden, um die eigene Verwaltung zu
starken.

2. Schwerpunktqualifizierung durch die Bayerische Verwaltungsschule
Daruber hinaus steht die Gemeinde mit der Bayerischen Verwaltungsschule in Kontakt.
Geplant ist eine ausfiihrliche Schwerpunktqualifizierung fir die mit der Wahlorganisation
befassten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie fur die Wahlleitung.

Damit soll bewusst tiber eine allgemeine Standard-Wahlschulung hinausgegangen werden.
Ziel ist es, innerhalb der Verwaltung mehrere Personen aufzubauen, die das Wabhlrecht nicht
nur punktuell kennen, sondern die wesentlichen Ablaufe sicher beherrschen und bei
schwierigen Fragen erkennen kdnnen, wann zusatzliche rechtliche Beratung erforderlich ist.

Fir die Kommunalwahl 2026 haben alle mit der Wahl befassten Mitarbeitenden ein
umfassendes 1-Tagesseminar flr Wahlsachbearbeiter besucht. Die Wahlleitung nahm an
mehreren Seminaren teil. Jedoch wurde in keinem der Seminare beispielsweise auf die
Besonderheiten ,nicht organisierter Wahlergruppen® eingegangen.
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3. Neue Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
Neue Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sollen kiinftig bewusst frihzeitig an das Thema
Wahlorganisation herangefiihrt werden.
Das Wahlrecht soll damit starker als dauerhaft vorhandenes Verwaltungswissen verstanden
werden.

Es soll vermieden werden, dass nach mehreren Jahren zwischen den Wahlen das wesentliche
Wissen wieder neu aufgebaut werden muss oder einzelne Personen zu unverzichtbaren
Wissenstragern werden.

Kunftige organisatorische Grundsatze

Fir die kommende Wabhl sollen aus Sicht der Verwaltung die nachfolgenden Grundséatze gelten.
Dabei soll klargestellt werden, dass diese bei der letzten Kommunalwahl auch bereits gegolten
haben. Sie sollen nunmehr noch konsequenter umgesetzt werden.

1. Frihzeitige Vorbereitung
Die Wahlorganisation soll deutlich friiher als bisher strukturiert und in einem verbindlichen
Ablaufplan abgebildet werden.

2. Klare Verantwortlichkeiten
Fur jeden wesentlichen Teilprozess soll feststehen, wer verantwortlich, wer stellvertretend
zustéandig und wer kontrollierend eingebunden ist.

3. Ausreichende Vertretung
Die stellvertretende Wahlleitung muss uber ausreichende zeitliche Kapazitat verfiigen und
kontinuierlich in den Prozess eingebunden sein.

4. Vier-Augen-Prinzip
Besonders sensible Vorgange sollen nach Mdglichkeit von mindestens zwei Personen gepruft
werden.

5. Dokumentation
Entscheidungen und wesentliche Prifschritte sollen nachvollziehbar dokumentiert werden.

6. Externe Unterstitzung
Bei schwierigen wahlrechtlichen Fragen soll friihzeitig fachliche Unterstiitzung eingeholt
werden.

7. Schulung
Mehrere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sollen tber fundierte Kenntnisse des Wahlrechts
verfugen.

Die Frage der zukiinftigen Wahlleitung
Der aus Sicht der Verwaltung wichtigste Punkt ist die Frage, wer die Wabhlleitung kiinftig
wahrnehmen soll.

Der Geschéftsleiter nimmt hierzu bewusst eine offene Haltung ein. Nach den Erfahrungen der
Kommunalwahl 2026 wéare es aus seiner Sicht organisatorisch vorzugswiurdig, wenn die
Wabhlleitung kinftig von einer anderen Person wahrgenommen werden konnte.

Dennoch besteht die Bereitschaft, die Wahlleitung bei Bedarf erneut zu tibernehmen,
grundsatzlich.

Es geht vielmehr um die Frage, ob die Gemeinde aus den Erfahrungen des Jahres 2026 die
Konsequenz ziehen méchte, Wahlleitung und Geschéfts-/Hauptamtsleitung kiinftig maglichst
voneinander zu trennen. Aus Sicht des Geschéftsleiters ware dies die bessere organisatorische
Ldsung.
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Persodnliche Erklarung des Geschaftsleiters

Der Geschéftsleiter mdchte dem Gemeinderat hierzu ausdrucklich folgende Einschatzung geben:
Die Aufgabe der Wahlleitung habe ich bei der Kommunalwahl 2026 mit der Uberzeugung
Ubernommen, dass sich diese Aufgabe mit meiner Funktion als Geschéfts- und Hauptamtsleiter
organisatorisch vereinbaren lasst.

Ruckblickend sehe ich diese Konstellation kritischer. Ich halte es fir eine wichtige Lehre aus der
Kommunalwahl, dass die Wabhlleitung nicht lediglich als weitere Aufgabe einer ohnehin stark
belasteten Fuhrungskraft betrachtet werden sollte.

Gerade weil die Wahlleitung eine besonders sensible und rechtlich anspruchsvolle Aufgabe ist,
sollte sie nach Mdglichkeit die notwendige Aufmerksamkeit und zeitliche Kapazitat erhalten.
Deshalb wéare es mir personlich lieber, wenn kiunftig eine andere geeignete Person die Wahlleitung
Ubernehmen konnte.

Gleichzeitig mdchte ich ausdricklich sagen, dass ich mich meiner Verantwortung nicht entziehen
mdochte. Wenn die personelle Situation der Gemeinde keine andere tragfahige Losung zulasst und
der Gemeinderat zu dem Ergebnis kommt, dass ich die Wabhlleitung erneut tibernehmen soll, bin
ich grundsatzlich bereit, diese Verantwortung wahrzunehmen.

Ich halte es jedoch fir richtig, diese Frage nicht allein aus der aktuellen Personalsituation heraus
zu entscheiden.

Der Gemeinderat sollte vielmehr ausdrtcklich darlber beraten, welche Organisationsform er fir
die Gemeinde fur richtig halt und ob er die Trennung von Geschéftsleitung und Wahlleitung fur
sinnvoll und auch im Hinblick auf die AuRenwirkung fir angemessen halt.

Mir geht es deshalb um ein klares Votum des Gemeinderats und nicht um eine persoénliche
Entscheidung, mich dieser Aufgabe zu entziehen.

Rechtliche Besonderheit der anstehenden Wahl
Die konkrete weitere Organisation hangt vom Ausgang des rechtlichen Verfahrens und vom
anschlieRenden Verfahren der Rechtsaufsichtsbehorde ab.

Nach Art. 52 Abs. 1 GLKrWG setzt die Rechtsaufsichtsbehdrde nach Bestandskraft einer
Ungliltigerklarung unverziglich einen neuen Wahltermin fest. Liegen zwischen der urspriinglichen
Wahl und dem neuen Wahltermin nicht mehr als ein Jahr, handelt es sich grundsatzlich um eine
Nachwahl; kann die Wahl nicht innerhalb eines Jahres durchgefiihrt werden, findet eine Neuwahl
statt.

Fir eine Nachwabhl sieht Art. 52 Abs. 7 GLKrWG grundsatzlich vor, dass die bereits bei der
urspringlichen Wahl im Amt befindlichen Wahlorgane die Nachwahl durchfuhren, sofern das
Wahlverfahren nicht insgesamt wiederholt wird. Eine fehlerhafte Besetzung ist dabei zu bereinigen.
Die Gemeinde muss deshalb bereits jetzt organisatorisch klaren, wie die Wabhlleitung und die
Ubrigen Wahlorgane fir die konkrete Wahl rechtssicher und fachlich belastbar aufgestellt werden
konnen.

Fir eine Neuwahl ist ohnehin eine neue Wabhlleitung zu bestellen. Dies wird aber dann, mangels
amtierenden Gemeinderats, nicht durch den Gemeinderat zu entscheiden sein.

Die vorliegende Beratung ersetzt dabei nicht die zu gegebener Zeit erforderlichen férmlichen
Entscheidungen und Berufungen.
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Sie soll vielmehr sicherstellen, dass die Gemeinde auf diese Entscheidungen vorbereitet ist und
nicht erst unmittelbar vor Beginn des Wahlverfahrens mit der personellen und organisatorischen
Neuaufstellung beginnt.

Warum eine Befassung des Gemeinderats bereits jetzt sinnvoll ist

Die gesetzliche Zustandigkeit des Gemeinderats fur die Berufung der Wabhlleitung macht eine
frihzeitige politische Willensbildung besonders sinnvoll. Nach Art. 5 GLKrWG beruft der
Gemeinderat die Wabhlleitung fur Gemeindewahlen.

Unabhéngig davon, welche konkrete Rechtsfolge sich aus der Bestandskraft der Ungdiltigerklarung
ergibt, besteht deshalb ein berechtigtes Interesse daran, die grundsétzliche Frage bereits jetzt zu
diskutieren.

Die Vorbefassung dient daher der organisatorischen Vorbereitung und politischen Willensbildung,
nicht der Vorwegnahme einer formal erforderlichen spéateren Bestellung.

Schlussbemerkung
Die Gemeinde Baierbrunn sollte die aktuelle Situation als Anlass nutzen, ihre Wahlorganisation
strukturell weiterzuentwickeln.

Die Verwaltung Ubernimmt damit Verantwortung fur den eigenen Bereich und méchte gemeinsam
mit dem Gemeinderat die notwendigen Lehren aus der Kommunalwahl 2026 ziehen.

Beschluss:

1. Der Gemeinderat nimmt die Ausfiihrungen der Verwaltung zur internen Aufarbeitung der
Kommunalwahl 2026 zur Kenntnis.

2. Der Gemeinderat stellt fest, dass die Gemeinde aus der Kommunalwahl 2026 organisatorische
Konsequenzen fiir die Vorbereitung und Durchfiihrung kinftiger Wahlen zieht. Dabei soll die
interne Aufarbeitung ausdriicklich auf den eigenen Verantwortungsbereich der
Gemeindeverwaltung konzentriert werden. Eine Bewertung des Verhaltens anderer
Wabhlbeteiligter ist nicht Gegenstand dieser Vorlage.

3. Der Gemeinderat untersttitzt das Ziel, die Wahlorganisation kiinftig personell breiter
aufzustellen und das wahlrechtliche Fachwissen auf mehrere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
zu verteilen.

4. Der Gemeinderat unterstiitzt die geplante Einbindung eines erfahrenen ehemaligen Wabhlleiters
zur fachlichen Begleitung der Gemeinde. Hierfiir notwendige Haushaltsmittel werden im
Haushalt bereitgestellt.

5. Der Gemeinderat unterstitzt die geplante ausfuhrliche Schwerpunktqualifizierung der mit der
Wahlorganisation befassten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie der Wahlleitung durch die
Bayerische Verwaltungsschule. Hierfir notwendige Haushaltsmittel werden im Haushalt
bereitgestellt.

6. Der Gemeinderat untersttitzt die Absicht der Verwaltung, neue Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
frihzeitig und systematisch an die Aufgaben des Wahlamtes heranzufiihren.

7. Der Gemeinderat halt es grundsatzlich fur wiinschenswert, die Funktion der Wahlleitung
organisatorisch moglichst von der Geschafts- und Hauptamtsleitung zu trennen, sofern hierfr
eine fachlich und organisatorisch geeignete Person zur Verfligung steht.

8. Der Gemeinderat beauftragt die Verwaltung, die organisatorischen und personellen
Voraussetzungen fir eine eigenstandige Wabhlleitung zu prifen und hierzu einen
entsprechenden Vorschlag vorzulegen.

9. Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis, dass der Geschéftsleiter grundséatzlich bereit ist, die
Wabhlleitung erneut zu Ubernehmen, falls keine andere geeignete Lésung zur Verfigung steht.

Einstimmig beschlossen
Ja 15 Nein 0 Anwesend 15 Persdnlich beteiligt O
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10 Breitbandausbau im Gemeindegebiet — weiteres Vorgehen

Sachverhalt:

Der Gemeinderat hat zuletzt beschlossen, zur Ermittlung der bestehenden Versorgungssituation
und der Ausbauabsichten der Telekommunikationsunternehmen ein erneutes
Markterkundungsverfahren (MEV) durchzufiihren.

Die Ergebnisse des Markterkundungsverfahrens wurden durch die mit der Beratung beauftragte
Breitbandberatung Bayern GmbH ausgewertet und zusammengefihrt. Dabei wurden insgesamt
107 aktuell forderfahige Adressen ermittelt. Fir diese Adressen wurden auf Grundlage eines mit
dem Bayerischen Breitbandzentrum abgestimmten Durchschnittswertes zunéchst Ausbaukosten
von durchschnittlich 6.000 € je Hausanschluss angenommen. Daraus ergeben sich derzeit
geschatzte Gesamtausbaukosten von rund 642.000 €. Der vorlaufig errechnete kommunale
Eigenanteil betragt 64.200 €.

Bei den genannten Betrdgen handelt es sich ausdricklich um eine erste Kostenschatzung. Eine
Grobkalkulation lag zum Zeitpunkt der Auswertung des Markterkundungsverfahrens noch nicht vor.

Die tatséchlichen ErschlieBungskosten kénnen je nach Lage und Erschwernis der einzelnen
Anschliisse von dem zugrunde gelegten Durchschnittswert abweichen.

Die Breitbandberatung Bayern GmbH empfiehlt aufgrund der voraussichtlichen Antragssumme,
keinen Lickenschluss-Antrag zu stellen. Die hierfur mafigebliche Grenze von 600.000 € wird nach
der derzeitigen Berechnung Uberschritten. Stattdessen soll ein Antrag im reguléren
Forderverfahren nach der Richtlinie ,Foérderung zur Unterstitzung des Gigabitausbaus der
Telekommunikationsnetze in der Bundesrepublik Deutschland — Gigabit-RL 2.0 gestellt werden.

Vorsorgliche und fristwahrende Férderantragstellung

Die Frist fur die Einreichung des Forderantrags endet am 15.09.2026. Da aufgrund der
Sitzungspause des Gemeinderats eine rechtzeitige Beschlussfassung vor Ablauf der Antragsfrist
nicht moglich war, wurde der Forderantrag vorsorglich und zur Wahrung der Antragsfrist
eingereicht.

Die Antragstellung erfolgte damit zunachst, um die Forderméglichkeit flr das Vorhaben zu sichern.
Mit der Antragstellung ist noch keine abschlie3ende Entscheidung tber die Durchfihrung des
Breitbandausbaus durch die Gemeinde verbunden.

Der Gemeinderat entscheidet mit der vorliegenden Beschlussfassung dariiber, ob der
eingeschlagene Weg weiterverfolgt werden soll. Sollte der Gemeinderat dem vorgeschlagenen
Vorgehen nicht zustimmen, kann bzw. muss der vorsorglich eingereichte Férderantrag
zurickgezogen werden. Die Breitbandberatung Bayern GmbH hat ausdriicklich darauf
hingewiesen, dass der Antrag zuriickzuziehen ist, wenn der Gemeinderat den entsprechenden
Beschluss nicht fasst.

Damit stellt die bereits erfolgte Antragstellung lediglich eine vorsorgliche Sicherung der
Fordermoglichkeit dar. Die Entscheidung tber die tatsachliche weitere Verfolgung und Umsetzung
des Vorhabens verbleibt beim Gemeinderat.

Eigenwirtschaftlicher Ausbau durch die Gemeinde unter Inanspruchnahme von
Fordermitteln

Vorgeschlagen wird, den Breitbandausbau auf Grundlage des Ergebnisses des
Markterkundungsverfahrens als eigenwirtschaftlichen Ausbau durch die Gemeinde unter
Inanspruchnahme der vorgesehenen Fordermittel weiterzuverfolgen.
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Der Gemeinderat hat daher insbesondere dartiber zu entscheiden, ob die Gemeinde diesen Weg
grundsatzlich mitgehen und das Forderverfahren auf dieser Grundlage weiterfihren soll.

Die derzeit vorliegenden Kostenansatze dienen dabei zunachst der Férderantragstellung und
stellen noch keine abschlieRende Festlegung der tatsdchlichen Ausbaukosten dar. Die konkrete
Umsetzung und die damit verbundenen endgdiltigen finanziellen Verpflichtungen sind im weiteren
Verfahren zu konkretisieren und gegebenenfalls erneut dem Gemeinderat zur Entscheidung
vorzulegen.

Finanzielle Auswirkungen

Auf Grundlage des derzeitigen Planungsstandes werden die Gesamtausgaben fir den
Breitbandausbau vorlaufig mit rund 642.000 € angesetzt. Der derzeit errechnete kommunale
Eigenanteil betragt rund 64.200 €.

Die tatsé&chlichen Kosten kdnnen im weiteren Verfahren insbesondere aufgrund der konkreten
ErschlielBungssituation von diesen Ansatzen abweichen. Die genannten Betrage stellen daher
noch keine abschlieRende Kostenfeststellung dar.

Die erforderlichen kommunalen Eigenmittel sind in der Haushaltsplanung entsprechend zu
berticksichtigen. Eine entsprechende Bonitatsbestatigung ist fir das weitere Férderverfahren
erforderlich.

Beratung in der Gemeinderatssitzung

Der fur das Projekt zustandige Breitbandberater der Breitbandberatung Bayern GmbH wird an
der Sitzung des Gemeinderats teilnehmen und fur Fragen zum Ergebnis des
Markterkundungsverfahrens, zum Forderverfahren, sowie zum weiteren Vorgehen zur Verfiigung
stehen.

Beschluss:

1. Der Gemeinderat nimmt das Ergebnis des durchgefiihrten Markterkundungsverfahrens sowie
die hierzu vorgelegten Erlauterungen der Breitbandberatung Bayern GmbH zur Kenntnis.

2. Der Gemeinderat spricht sich daftir aus, den Breitbandausbau auf Grundlage des Ergebnisses
des Markterkundungsverfahrens als eigenwirtschaftlichen Ausbau durch die Gemeinde
unter Inanspruchnahme der hierfiir vorgesehenen Fordermittel nach der Gigabit-RL 2.0
weiterzuverfolgen.

3. Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis, dass zur Wahrung der Antragsfrist der Férderantrag
vorsorglich und fristwahrend bereits eingereicht wurde. Die Verwaltung wird beauftragt, das
Forderverfahren auf dieser Grundlage weiterzufiihren.

4. Die Verwaltung wird beauftragt, die weiteren fir das Forderverfahren erforderlichen Schritte
durchzufiihren und die erforderlichen Unterlagen und Erkl&rungen einzureichen.

5. Die voraussichtlich erforderlichen kommunalen Eigenmittel sind im Rahmen der
Haushaltsplanung zu bericksichtigen. Grundlage hierfur sind derzeit vorlaufig geschatzte
Gesamtausgaben von rund 642.000 € und ein vorlaufiger kommunaler Eigenanteil von rund
128.400 €. Die endglltigen Kosten bleiben der weiteren Konkretisierung vorbehalten.

Mehrheitlich beschlossen
Ja 14 Nein 1 Anwesend 15 Persdnlich beteiligt O

Sitzung des Gemeinderates vom 15.09.2026 Seite 23 von 27



11 Informationen aus dem Bauamt

Mitteilung:

Genehmigte Bauantrage vom LRA

LRA-Vorgangsnummer: 0297/26/V

Ort: Forstenrieder Weg 55
Flur-Nummer: 343/3

Bauantrag: 20/2026

Art der Baumalihahme:

Neubau eines Doppelhauses mit 2 Stellplatzen und 2
Garagen

gemeindliches Einvernehmen erteilt: 06.07.2026
Genehmigung LRA: 18.08.2026

Genehmigte Bauantrdge vom LRA

LRA-Vorgangsnummer: 0355/26/V

Ort: Schorner StralRe 1
Flur-Nummer: 195/2

Bauantrag: 18/2026

Art der BaumalRhahme: Anderungsantrag zum Bauantrag 19/2024
gemeindliches Einvernehmen erteilt: 06.07.2026
Genehmigung LRA: 13.08.2026

Genehmigte Bauantrdge vom LRA

LRA-Vorgangsnummer: 0338/26/V

Ort: Wolfratshauser Stral3e 48
Flur-Nummer: 47

Bauantrag: 17/2026

Art der BaumalRhahme:

Neubau eines Wohn- u. Gewerbegebaude mit Tiefgarage

gemeindliches Einvernehmen erteilt:

22.07.2026

Genehmigung LRA: 10.08.2026

Genehmigte Bauantrdge vom LRA

LRA-Vorgangsnummer: 0125/26/V

Ort: Wolfratshauser Stral3e 44
Flur-Nummer: 43

Bauantrag: 11/2026

Art der Baumalihahme:

Nutzungsénderung einer Wohnung in eine Hausarztpraxis

gemeindliches Einvernehmen erteilt:

25.03.2026

Genehmigung LRA: 06.08.2026
Genehmigte Bauantrdge vom LRA
LRA-Vorgangsnummer: 0017/26/N

Ort: Schorner Stral3e 1
Flur-Nummer: 195/2

Bauantrag: 19/2026
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Art der Baumaflnahme:

Ergdnzung zum Bauantrag 2024-19 Werbeanlagen

gemeindliches Einvernehmen erteilt:

06.07.2026

Genehmigung LRA:

01.09.2026

LRA-Vorgangsnummer: 0113/26/GBA
Ort: Parkstral3e 5
Flur-Nummer: 318
Bauantrag: 22/2026

Art der Baumafnahme:

Fallung von finf Baumen auf dem Grundstick

gemeindliches Einvernehmen erteilt:

22.07.2026

Genehmigung:

05.08.2026

LRA-Vorgangsnummer: 0138/26/GBA

Ort: Martlbauerfeld 24
Flur-Nummer: 203/15

Bauantrag: 27/2026

Art der Baumalinahme: Bau einer Lamellenpergola
Auf dem Verwaltungsweg 11.08.2026

Freisteller

Ort: Forststralle

Flur-Nummer: 323/29

Bauantrag: 26/2026

Art der Baumaf3inahme:

Neubau eines Einfamilienhauses mit Garage

Genehmigung:

14.08.2026

Ablehnung auf dem Verwaltungsweg:

Ort: Forstenrieder Weg
Flur-Nummer: 26; 26/3; 26/3
Bauantrag: 23/2026; 24/2026; 25/2026

Art der Baumafinahme:

Neubau zweier Doppelhaushélfte; Neubau eines
Mehrfamilienhauses

Liegt im Landratsamt

Liegenschaften/ Hochbau

Wasserschaden/Heizungsleckage an
der Grundschule

Die Schwachstelle konnte bisher noch nicht gefunden
werden, die Auswertung der Schieber-Messungen werden
beobachtet. Welches Ausmal? bzw. Umfang weiterer
Arbeiten zu erwarten ist, kann zum jetzigen Zeitpunkt nicht
mit Gewissheit gesagt werden. Eine Einschrankung des
Heizungs- und Schulbetriebs war und ist nicht gegeben.
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Parkstralle 49

Es laufen Termine mit den notwendigen Gewerken und
Angebote wurden eingeholt um die Wohnung zeitnah
sanieren und wieder vermieten zu kénnen, die
Beauftragungen und die Koordination der Arbeiten laufen.

Isarstral3e 12 - Ausbau Dachgeschoss

Die Arbeiten sind, bis auf eine zu liefernde Glastrennwand,
abgeschlossen.

Neubau Umkleidegebaude

Das Zufahrtstor zum Geléande wurde mit einer SchlieRung
versehen. Die anséassigen Vereine und Nutzer wurden mit
entsprechenden Transpondern ausgestattet.

Rathaus Sitzungssaal SchlieRung

Dem Gemeinderat soll der Sitzungssaal fur Gremienarbeit
zur Verfugung gestellt werden. Der zweite Zylinder wurde
bestellt und wird voraussichtlich bis Ende Oktober
geliefert.

ReichentalstralRe/Friedhof

Ein Ende der Bauarbeiten (Kanal, Wasser, Oberflache) ist
fir Ende September vorgesehen. Im Anschluss an die
BaumafRnahme erfolgt die Fahrbahnmarkierung.

Schulwegunterflihrung

Die FuRgangerunterfiihrung Schulweg ist nur in der Nacht
ausgeleuchtet, da sie an die Stra3enbeleuchtung
gekoppelt ist.

Tiefbrunnen

Nach dem Austausch der Férderpumpe des Brunnens ist
die alte Pumpe zur Generallberholung verschickt worden.
Sie soll nach erfolgter Uberholung und Einmottung im
Bauhof als Reservepumpe eingelagert werden.

Wasserwerk

Mit den Umbauarbeiten am Wasserwerk (Trennung der
Kammern, neue Einstiege, Beliiftung) wird Mitte
September begonnen. Die beiden
Wasserspeicherkammern werden nacheinander
bearbeitet. Bis Anfang 2027 erfolgt der Betrieb der
Wasserleitung deshalb mit einer Kammer.
Einschrankungen bei der Versorgung sind deshalb nicht
zu erwarten.

Wasserwerk

Der Einbau der Trilbungsmessung fiir die UV-Anlage ist
abgeschlossen.

Wasserwerk

Die Erneuerung der Grundlastpumpen ist abgeschlossen.
Ihre Inbetriebnahme ist erfolgt.

Zur Kenntnis genommen

12 Bekanntgabe nicht 6ffentlicher Beschliisse

Mitteilung:

Folgende Beschlusse aus nicht offentlicher Sitzung kdnnen bekannt gegeben werden.

Gemeinderat 21.07.2026

TOP 8 n6 — Erweiterung, Sanierung und Umbau Grundschule - Hier: Vorratsbeschluss

Vergabe BaustralRe

Sitzung des Gemeinderates vom 15.09.2026

Seite 26 von 27




Beschluss:

Die Verwaltung beauftragt und erméchtigt, nach abschlieRender Prifung der Unterlagen und
Zuschlagserteilung einen Bauvertrag Uber die Errichtung einer Linksabbiegespur und der
Baustralle des Bauvorhabens ,Erweiterung, Sanierung und Umbau der Grundschule Baierbrunn®
abzuschliel3en.

Einstimmig beschlossen
Ja 15 Nein 0 Anwesend 15 Personlich beteiligt O

TOP 9 nO — Tektur der Aul3enanlagen, Errichtung von 2 Carports; Fl.-Nr. 12/2;
Kirchenstral3e 1; Hier: Erteilung einer Grunddienstbarkeit

Beschluss:

Beschluss:

Die Gemeinde Baierbrunn spricht sich gegen die Erteilung einer Grunddienstbarkeit fur das
Grundstuck mit der FI.-Nr. 12/2, Gemarkung Baierbrunn, Kirchenstra3e 1 und gegen die Erteilung
des gemeindlichen Einvernehmens aus.

Einstimmig beschlossen
Ja 15 Nein 0 Anwesend 15 Persdnlich beteiligt O

TOP 10 n6 - Wasserversorgung Baierbrunn, Hochbehélter, Vergabe der Mallnahmen 2026/27
(Beluftung, Einstieg, Kammertrennung)

Beschluss:

¢ Das Gremium stimmt einer Beauftragung des glinstigsten Angebotes fir Los 1
Baumeisterarbeiten zu.

o Das Gremium stimmt einer Beauftragung des glinstigsten Angebotes flr Los 2 hydraulische
Anlage zu.

¢ Das Gremium stimmt der Beauftragung der Arbeiten an der elektrischen Anlage an das
gunstigste Angebot zu.

Einstimmig beschlossen
Ja 15 Nein 0 Anwesend 15 Persdnlich beteiligt 0

Zur Kenntnis genommen

Sitzung des Gemeinderates vom 15.09.2026 Seite 27 von 27



	FLD_sitextg
	FLD_SIDAT
	Text
	Tagesordnung
	BM_Text2
	Betreff
	Vorlage
	Wortprotokoll
	Beschluß
	BeschlussK
	AbstimmungK
	Abstimmungsergebnis
	Zu

